
4 I Pensionen KURIER.at Donnerstag, 7. Jänner 2021

PRO&CONTRA

Kosten uns die Pension(ist)en zu viel?
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E in gutes Sozialsystem erfordert eine
Balance zwischen den Beitragszah-
lern auf der einen und den Leistungs-

beziehern auf der anderen Seite. Für
das Pensionssystem tritt als Aufga-
be hinzu, diese Balance für Jahr-
zehnte in die Zukunft zu sichern,
weil ja die junge Generation ir-
gendwann selbst ihre Pensions-
leistung bekommen soll. Öster-
reich verliert diese Balance, weil
dasPensionssystemimmerwiederzu
Lasten der Beitragszahler verändert wird.

Es sind mehr Wähler über 70 als unter
30, also üben sich viele Politiker in billigem
Stimmenfang: Wie im Vorjahr wurde auch
heuer die Pensionserhöhung für die meis-
tenPensionistenverdoppelt.Aberwenndie
Pensionen mit 3,5 % viel stärker steigen als
die Gehälter der Erwerbstätigen (z. B. Me-
taller: 1,45 %), kommt das System auf Dau-

er in eine Schieflage. Immer mehr Geld
muss aus dem Budget ins Pensionssystem
gepumpt werden, fehlt aber bei Investitio-

nen in Gesundheit, Bildung, Infra-
struktur und vieles mehr.

Österreich braucht daher eine
große Pensionsreform aus drei
Teilen: Wir müssen die Sonder-
pensionen im geschützten Be-

reich beschneiden. Dann brau-
chen wir eine Pensionsautomatik,

mit der die steigende Lebenserwar-
tung im Pensionssystem abgebildet wird.
Und schließlich muss die direkte Beziehung
zwischen Beiträgen und Leistungen wieder-
hergestelltwerden,damitsichjederzusätzli-
che Arbeitsmonat auch tatsächlich lohnt.

Ja, die Gruppe der Pensionisten hat be-
rechtigte Anliegen. Aber das gilt für die jun-
ge und mittlere Generation auch. Und für
die spricht leider niemand. GERALD LOACKER

Der Tunnelblick auf die Pensionskos-
ten ist mir schon lange ein Dorn im
Auge.DennwerüberKostenspricht,

muss auch über die milliardenschwe-
re Wirtschaftsleistung und die so-
zialen Leistungen der 2,3 Millio-
nen Senioren sprechen. Es ist
falsch, ein Viertel der Bevölke-
rung als Kostenfaktor abzustem-
peln. Wir sind kein Kostenfaktor,
sondern ein Wirtschaftsfaktor.

Bundesbeiträge und Rückflüsse
halten sich derzeit die Waage. Hinzu kom-
men ehrenamtliche Leistungen der Senio-
ren im Wert von 8,6 Milliarden Euro. Das
entspricht immerhin dem Bundesbudget
für Bildung mit 8,9 Milliarden Euro. Über
diese zusätzlichen Leistungen spricht nie-
mand. Weil sie als selbstverständlich ange-
nommenwerden.Sindsieabernicht.Daher
bemühe ich mich um einen Paradigmen-

wechsel. Er soll das Selbstbewusstsein der
Senioren stärken, ihr Bild in der Gesell-
schaft zurechtrücken und dazu führen,

dass der Arbeitsmarkt das Potenzial
der Menschen über 50 erkennt. Ge-

rade durch Corona sind wir gefor-
dert, visionär und „out of the
box“, Anreize zu schaffen, um all
jene 50+ am Arbeitsmarkt zu

halten, die das möchten.
Ich bin überzeugt, dass der

Mehrwert für jung und alt enorm ist -
in Zahlen, aber auch gesellschaftspolitisch.
Daher halte ich auch nichts davon, mit der
Pensionsdiskussion Jung gegen Alt auszu-
spielen.Weilesfalschist.DiePensionistder
Beginn einer Lebensphase, in der Senioren
mit ihrer Erfahrung und ihrem Wissen
einenwichtigenBeitragfürdieGesellschaft
erbringen können und auch wollen. Aber
man muss sie auch lassen. INGRID KOROSEC

Pensionsloch ohne Boden
Staatshaushalt. Weil die Bevölkerung immer älter wird, wird die Finanzierung der Pensionen zunehmend

schwieriger. Im Jahr 2024 soll der Staat 25,9 Milliarden Euro zuschießen müssen. Kann und soll er sich das leisten?

VON ELISABETH HOFER

„Es ist ein chronischer Befund, der
durch Corona weiter verschlechtert
wurde, aber derzeit von der politi-
schen Tagesordnung verschwunden
ist.“ Mit diesen Worten kommen-
tiert Sozialwissenschafter und Pen-
sionsexperte Bernd Marin das be-
ständige Anwachsen des Pensionslo-
ches in Österreich. Es gehe um ein
„Pensionsloch“, keinen „Pensions-
topf“, weil ihm jedes Jahr um ein
Drittel mehr entnommen wird, als
von der Erwerbsbevölkerung einge-
zahlt wird.

Das ist eine enorme Herausfor-
derung für den Staat, denn um das
Loch auszugleichen, muss er jähr-
lich viele Milliarden Euro zuschie-
ßen. Im Jahr 2020 waren das 20,9
Milliarden bzw. 25 Prozent des Bud-
gets. Basierend auf Daten des Fi-
nanzministeriums wird das Pen-
sionsloch in den kommenden vier
Jahren aber noch viel weiter – um
mehr als 20 Prozent – wachsen. Das
betrifft die Summe aus ASVG- und

Beamtenpensionen. Umgekehrt
heißt das: Im Jahr 2024 wird das
Pensionsloch 25,9 Milliarden Euro
betragen.

„Im Prinzip zahlen wir also jedes
Jahr eine Hypo Alpe Adria an Zu-
schüssen“, fasst Marin zusammen.

Woher kommt das Loch?
Das Loch entsteht im Wesentlichen
durch den großen Anteil älterer
Menschen an der Gesamtbevölke-
rung. 1,7 Millionen Einwohner sind
in Österreich älter als 65 Jahre. Das
sind 20 Prozent. Je mehr Mitglieder
der sogenannten Babyboomer-Ge-
neration (die geburtenreichen Jahr-
gänge der 1960er Jahre) in den
kommenden Jahren in Pension ge-
hen, umso größer wird der Anteil an
Pensionsbeziehern im Vergleich zu
den erwerbstätigen Beitragszahlern.

Hinzu kommen Beitragsausfälle
aufgrund von Arbeitslosigkeit, für
die die Corona-Krise im vergange-
nen Jahr mehr als nur brandbe-
schleunigend war.

„Insgesamt gibt es in jeder Legis-

laturperiode etwa so viel Zuschuss-
bedarf wie uns die Corona-Krise
kosten wird“, sagt Marin.

Was also tun? Die Pensionen
kürzen? Das komme laut dem Ex-
perten nicht in Frage. Schon jetzt
würde ein zu großer Teil vor allem
der weiblichen Pensionistinnen an
oder unter der Armutsgrenze leben.
Der Durchschnittspensionist be-
komme nicht einmal mehr die volle
Teuerung abgegolten. Bei erwartba-
ren drei statt zwei Millionen Ruhe-
ständlern in den 2030er Jahren
könnte es bis zu einer Million Ar-
mutsgefährdete statt der jetzt
200.000 geben.

Die Steuern erhöhen? Auch das
sei kaum möglich, meint Marin.
„Die Steuern- und Abgabenschraube
dreht leer, da ist das Gewinde ausge-
leiert“, erklärt er.

Was als Option übrig bleibe, sei
eine Erhöhung des Pensionsantritts-
alters – „in schmerzfreien Dosen von
Anpassung“, sagt Marin. Schon zwei
bis drei Monate jährlich länger zu
arbeiten, würde das Problem weit-

gehend entschärfen. Das Pensions-
antrittsalter ist zunächst jahrzehnte-
lang hinunter, und zuletzt wieder
leicht hinauf gegangen. 2019 habe
es sich laut Marin auf dem Stand
von 1976 befunden. „Das sind 43
Jahre Stillstand. Dabei leben wir alle
ein Jahrzehnt länger, zuletzt zusätz-
liche 71 bis 101 Tage Jahr für Jahr“,
erklärt der Experte.

Dass die Regierung hier nicht
handle, um die Gunst der Wähler
nicht zu verlieren, empört die Neos.
Es fehle jede Anstrengung zur Anhe-
bung des tatsächlichen Pensionsan-
trittsalters, kritisiert Neos-Sozial-
sprecher Gerald Loacker (47) in
Bezug auf eine Statistik des Dach-
verbands der Sozialversicherungs-
träger.

Späterer Pensionsantritt
Auch seien durch den Frühstarter-
bonus (Menschen, die zwischen
dem 15. und 20. Lebensjahr gearbei-
tet haben, bekommen monatlich 60
Euro zusätzlich) trotz Abschaffung
der abschlagsfreien Frühpension

keine Einsparungen zu erwarten.
Hingegen könne ein um ein Jahr hö-
heres tatsächliches Pensionsantritts-
alter das Pensionsloch um 2,4 Mil-
liarden reduzieren – das zeige eine
Anfragebeantwortung des Sozialmi-
nisteriums.

Beim türkisen Seniorenbund
sorgt der Gedanke, dass die Pen-
sion(ist)en für den Staat hauptsäch-
lich ein Kostenfaktor sind, für Empö-
rung. Im Gegensatz zu anderen Be-
völkerungsgruppen würden Senio-
ren die staatlichen Zuschüsse durch
Steuern und Abgaben nämlich prak-
tisch selbst refinanzieren.

Beim Thema Pensionen und der
Frage, ob sie dem Staat zu viel kos-
ten, prallen also zwei Sichtweisen
aufeinander. Ist das eine Frage der
Generationen? Bürgerlich jung
gegen bürgerlich alt? In einem
Pro&Contra diskutieren Loacker
und Seniorenbund-Präsidentin Ing-
rid Korosec (80) ihre Ansichten,
welche Gruppe welche Anliegen hat
und welche Lösungsansätze es gibt,
um den Staat zu entlasten.


